
Der allgemeine Trend zu
tieferen Unternehmens-
steuern setzt sich fort. 
Die Steuersätze für Unter-
nehmen sind im Durch-
schnitt der OECD-Länder
von 37 1/2 (1996) auf 34
Prozent (2000) und 33
Prozent (2001) gesun-
ken; für die EU galten 
die Durchschnittssätze 39
(1996), 35 1/2 (2000) und

33 3/4 Prozent (2001). Fis-
kalreformen in Deutsch-
land, Frankreich, Italien
und den Niederlanden tra-
gen massgeblich zu die-
sem sinkenden Trend bei. 
In Einzelfällen sind die
Vorgaben spektakulär. Ir-
land will seine Unter-
nehmenssteuersätze 2003
auf 12 1/2 Prozent absen-
ken! In diesem Umfeld be-
wegt sich die helvetische
Fiskalpolitik. 
Die Fakten zeigen mit al-
ler Deutlichkeit, dass un-
sere Steuervorteile rapide
dahinschmelzen. 
Wir müssen deshalb han-
deln und Reformen in 
die Wege leiten, die ei-
ne spürbare Entlastung
der Unternehmungen, ins-
besondere der KMU, be-
wirken. 

economiesuisse hat seit 
Beginn des Verteilkampfes
um die «überschüssigen
Goldreserven der Schwei-
zerischen Nationalbank
(SNB)» die Meinung ver-
treten, dass diese Finanz-
mittel hauptsächlich für
den Schuldenabbau von
Bund und Kantonen zu
verwenden ist. Damit kom-
biniert werden sollen
Steuerreduktionen.

Geordnete öffentliche Fi-
nanzen und eine moderate
Steuerbelastung stellen ei-
nen wichtigen Stand-
ortfaktor dar. Mit einer 
Schuldenrückzahlung wäre
gleichsam auch die Sub-
stanzerhaltung in einem
weiteren Sinn sicherge-
stellt: Zwar würde das
Goldvermögen zur Schul-
denrückzahlung verwendet
und daher nicht mehr als
Aktivposten in Erschei-
nung treten, dennoch wäre
eine Art Substanzerhaltung
gewährleistet, solange die
Bundesschuld auf dem
dank der Rückzahlung er-
reichten niedrigeren Ni-
veau bleiben würde und Er-
träge dauerhaft in Form
niedriger Schuldzinsauf-
wendungen anfielen. An-
stelle der direkten Schul-
denrückzahlung könnte

auch die indirekte Variante
über einen Fonds zur
Schuldentilgung ins Auge
gefasst werden.

Schuldenabbau 
nicht vorgesehen
Die WAK des Ständerates
hat bei der Suche nach ei-
nem Gegenvorschlag zur
Goldinitiative der SVP diese
volkswirtschaftlichen Über-
legungen nicht berücksich-
tigt und ein Gesamtpaket ge-
schnürt, das in erster Linie
sämtliche Kreise am Gold-
segen teilhaben lassen will.

Danach würde der Erlös aus
dem Verkauf des überschüs-
sigen Währungsgoldes in ei-
nen rechtlich selbständigen
Fonds übertragen, und die
daraus fliessenden Fondser-
träge gingen während 30
Jahren zu je einem Drittel an
die AHV, an die Kantone und
an eine durch Gesetz zu er-
richtende Stiftung zur Erfül-
lung humanitärer Aufgaben.
In diesem Vorschlag kommt
die von der Wirtschaft be-
vorzugte Verwendung der

nach Schaffung einer Stif-
tung solidarische Schweiz
verbleibenden überschüssi-
gen Goldreserven von 800
Tonnen zum Schuldenab-
bau von Bund und Kanto-
nen nicht vor, obwohl diese
Variante in der Vernehmlas-
sung – vor allem auch bei
den Kantonsregierungen –
auf breite Unterstützung ge-
stossen war. Es ist daher we-
nig verständlich, wenn die
WAK-S – wie auch der
Bundesrat, der den stän-
derätlichen Kommissions-
vorschlägen folgen will –
bei jeder sich bietenden 
Gelegenheit (z.B. bei der
Verwendung der Haushalts-
überschüsse) immer wie-
der die Notwendigkeit des
Schuldenabbaus vor Steuer-
reduktionen predigt und
nun Vorschläge präsentiert,
die auf neue Ausgaben 
setzen. Aus den genannten
Gründen kann sich des-
halb economiesuisse mit
dem ständerätlichen Vor-
schlag für eine entsprechen-
de Übergangsbestimmung
in der Bundesverfassung
nicht identifizieren.

Schwerpunkte fehlen
economiesuisse unterstützt
die Idee einer Stiftung 
Solidarische Schweiz, be-
dauert aber, dass im ent-

sprechenden Bundesgesetz
die stets verlangte Fokus-
sierung der Stiftungsauf-
gaben auf einen klar er-

«Unsere Steuervorteile
bewahren»
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100 Jahre 
CHOCOSUISSE
Die CHOCOSUISSE, der Ver-
band Schweizerischer Schoko-
ladefabrikanten, hat kürzlich das
100-Jahr-Jubiläum gefeiert. Fast
ebenso lang gehört der Verband
auch dem ehemaligen Schweize-
rischen Handels- und Industrie-
Verein an, dem er bereits 1908
beigetreten ist.

Seite 2

Grundversorgung mit
Fernmeldediensten
economiesuisse befürwortet die
zügige und vollständige Libe-
ralisierung des schweizerischen
Telekommunikationsmarktes ver-
bunden mit einer Privatisierung
der Swisscom. Ebenso deutlich
bekennt sie sich zur Sicherstel-
lung einer Grundversorgung mit
Fernmeldediensten.

Förderung des 
Technologiestandortes
Swiss Technology Partnership
setzt sich für die nachhaltige
Stärkung des Technologiestand-
ortes Schweiz ein, so dass 
dessen weltweit führende Stel-
lung langfristig gesichert bleibt.
Dazu steht unter anderem eine
Datenbank mit rund 170 Schwei-
zer Technologie-Förderinitiati-
ven zur Verfügung.
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Gold der Nationalbank –
unseliger Verteilkampf
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Rudolf 
Walser, 
Mitglied der 
Geschäfts-
leitung

economiesuisse gründet Verkehrskommission
Die von economiesuisse neu ge-
schaffene Verkehrskommission
ist in Basel zu ihrer ersten Sit-

zung zusammengetreten. Unter
dem Präsidium von Nationalrat
Paul Kurrus, Mitglied der Ge-
schäftsleitung der Crossair, ge-
hören ihr Vertreter aller Ver-
kehrsträger sowie der Transport-
benützer an. 
Hauptaufgabe der Kommission
wird es sein, die Bedürfnisse der

Wirtschaft an die Verkehrspoli-
tik zu formulieren, zu recht-
lichen Vorlagen im Verkehrs-
bereich Stellung zu nehmen 
sowie konkrete Projekte zuhan-
den von economiesuisse zu be-
urteilen. 
Mit der Schaffung einer speziel-
len Verkehrskommission trägt

economiesuisse der wachsenden
Bedeutung des Verkehrs für das
Funktionieren der Wirtschaft
und für die Qualität des Wirt-
schaftsstandortes Schweiz Rech-
nung.

Link:
www.economiesuisse.ch

Schwerpunktthema Seite 2

CH21 will die Verbreitung der Informations- und Kommu-
nikationstechnologien fördern und die Aus- und Weiter-
bildung in diesen Bereichen in der Schweiz verbessern.

Fortsetzung auf Seite 2 
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Schwerpunkt
kennbaren Zweck nicht 
vorgenommen worden ist.
Vielmehr ist der Aufgaben-
katalog derart diffus ab-
gefasst, dass fast alles und
jedes unterstützt werden
könnte. Die klare Schwer-
punktsetzung fehlt eindeu-
tig. Es ist zudem nicht 
ersichtlich, warum eine 
Solidaritätsstiftung nur den
Jungen gewidmet werden
soll und nur unter 40-Jäh-
rige dem Stiftungsrat an-
gehören sollen. Es bestehen
deshalb ernsthafte Zweifel,
ob sich die Bevölkerung 
mit einem derartigen Stif-
tungszweck identifizieren
kann.

Goldinitiative 
untauglich
Was schliesslich die Gold-
initiative der SVP anbe-
trifft, so wurde diese sei-
nerzeit lanciert, um die
vom Bundesrat vorgeschla-
gene Errichtung einer So-
lidaritätsstiftung zu torpe-
dieren. Nach dem Initiativ-
text sollen die überschüs-
sigen Währungsreserven
der SNB oder deren Er-
träge daraus ausschliess-
lich dem AHV-Ausgleichs-
fonds zukommen. Die Crux
der SVP-Goldinitiative liegt
darin, dass die überschüs-
sigen Währungsreserven
nicht explizit und ab-
schliessend definiert wer-
den. Damit wird die Mög-
lichkeit eröffnet, auch in
Zukunft auf «überschüs-
sige» Währungsreserven
(nicht Goldreserven) zu-
rückzugreifen, womit die
SNB in einen permanenten
Verteilungskampf hinein-
gezerrt werden könnte, was
unweigerlich deren Unab-
hängigkeit aufs Spiel set-
zen würde. 
Hinzu kommt, dass beim
Vorschlag der SVP auch 
die Ansprüche der Kan-
tone an den Gewinnen
der SNB missachtet wür-
den. Schliesslich würde die
Goldinitiative der SVP
nicht nur einen Schulden-
abbau, sondern auch die Er-
richtung einer Solidaritäts-
stiftung verunmöglichen.
Aus diesen Gründen kann
economiesuisse die Gold-
initiative der SVP nicht
unterstützen.

CH21-Kongress verleiht
der Schweiz Impulse
Zu Beginn dieses Jahres
wurde das «CH21-Impuls-
programm» gestartet.
Am ersten CH21-Kongress
im Centre for global 
dialogue in Rüschlikon 
diskutierten rund 150 Teil-
nehmerinnen und Teilneh-
mer die heutige Situation
der Schweiz und mögliche
Perspektiven in der In-
formations- und Kommu-
nikationstechnologie.

Das CH21-Impulsprogramm
ist eine private Initiative und
wird bereits von über 100
Persönlichkeiten aus Wirt-
schaft, Verbänden, Hoch-
schulen, Politik und Verwal-
tung unterstützt. Initianten
und Mitglieder bekennen
sich zu einer aktiven
Schweiz im digitalen Zeital-
ter. Durch ihre Unterstüt-

zung verpflichten sie sich –
auf zwei Jahre beschränkt –,
interne und externe Aktivitä-
ten zu planen und umzuset-
zen, die die Verbreitung der
Informations- und Kommu-
nikationstechnologien för-
dern und die Aus- und
Weiterbildung in diesen Be-
reichen in der Schweiz ver-
bessern. Die Schweiz soll in
der Informations- und Kom-
munikationstechnologie ei-
ne Spitzenposition einneh-
men bei der Aus- und
Weiterbildung, im Staat (e-
government), der Gesell-
schaft und der Wirtschaft.

Konkrete Projekte
Einige erste konkrete Pro-
jekte beginnen bereits zu
laufen, eines im Bereich Se-
nioren und Internet, ein an-
deres in der Internet-Ausbil-

dung von Jugendlichen in
der Freizeit. 
Am ersten CH21-Kongress
wurde die heutige Situation
der Schweiz in der Infor-
mations- und Kommunika-
tionstechnologie diskutiert.
Das CH21-Impulsprogramm
wurde aus der Überzeugung
lanciert, dass die Schweiz
ihre Position als Standort 
im internationalen Wett-
bewerb bezüglich der Infor-
mations- und Kommuni-
kationstechnologie verbes-
sern muss. Daran muss die
ganze Schweiz mitwirken.
Der CH21-Kongress ist 
deshalb auch Auftakt zu 
Informationsveranstaltungen
in der Westschweiz und im
Tessin. 

100 Jahre 
CHOCOSUISSE
Die CHOCOSUISSE, der Ver-
band Schweizerischer Schoko-
ladefabrikanten, hat kürzlich das
100-Jahr-Jubiläum gefeiert. Fast
ebenso lang gehört der Verband
auch dem ehemaligen Schweize-
rischen Handels- und Industrie-
Verein an, dem er bereits 1908
beigetreten ist.
Darin manifestiert sich die offene
Geisteshaltung dieses Branchen-
verbands, der es stets gewohnt 
war und ist, aus gesamtwirtschaft-
licher Verantwortung über den
Tellerrand der eigenen Interessen
hinauszublicken. Das gilt im In-
land vor allem für die permanen-
te Auseinandersetzung mit der
schweizerischen Agrarpolitik, die
bekanntlich verfassungsrechtlich
nicht den gleichen Spielregeln
unterworfen ist wie die übri-
ge Wirtschaftspolitik. Obwohl 
die Wettbewerbsfähigkeit der
schweizerischen Schokoladefab-
rikanten durch das höhere schwei-
zerische Agrarpreisniveau direkt
beeinflusst wird, hat sich die
CHOCOSUISSE stets um sach-
liche und wirtschaftlich ver-
antwortbare Lösungen an der
Schnittstelle Landwirtschaft/Nah-
rungsmittelindustrie bemüht. Der
weite Horizont der CHOCO-
SUISSE zeigt sich insbeson-
dere in der Aussenhandelspolitik,
wo sie sich konsequent für eine 
gegenseitige Öffnung der Märkte
einsetzt und economiesuisse da-
mit ein verlässlicher Verbündeter
ist.
In der langen Zeit der Zugehörig-
keit zum ehemaligen Vorort war
es natürlich unvermeidlich, dass
es auch Meinungsunterschiede
auszufechten gab. Dabei ging es
nicht nur stets sachlich zu und her,
sondern der gegenseitige Respekt
ging auch nie verloren, im Wissen
darum, dass der Wirtschaft im po-
litischen Prozess nicht gedient ist,
wenn sie sich selbst auseinander-
dividiert.
economiesuisse dankt der CHO-
COSUISSE für die langjährige
grosse Unterstützung, Treue und
Loyalität und hofft, auch in 
Zukunft auf diese wertvolle Zu-
sammenarbeit zählen zu können.

Fortsetzung von Seite 1 

Bildung im ICT-Bereich
soll forciert werden 

Link:
www.ch21.ch

Die Berner Ständerätin
Christine Beerli machte
anlässlich des CH21-Kon-
gresses eine aufschlussrei-
che Bestandesaufnahme
der Aus- und Weiterbil-
dungsaktivitäten im ICT-
Bereich.

Auf der Stufe «obligatori-
sche Schulzeit» besteht der
grösste Handlungsbedarf bei
der Weiterbildung der Lehr-
kräfte und der Bereitstellung
der Infrastrukturen. Min-
destziel ist, dass die Hälfte
der rund 90’000 Lehrkräfte
für die Nutzung der Internet-
dienste und der Bildungs-
software, das heisst für den
virtuellen Lernraum qualifi-
ziert sind. Mit der Initiative
«Public Private Partnership
– Schulen im Netz» wird 
eine Plattform geschaffen,
wo die Kantone mit ihren
Schulen als Nachfrager und
eine Partnerschaft aus Wirt-
schaft, Kantonen und Bund
als Anbieter auftreten. Der
Bund übernimmt in dem auf
die Jahre 2002 bis 2007 be-
fristeten Zeitraum rund 20
Mio. Franken pro Jahr. Das

Engagement der Kantone
für Aus- und Weiterbildung
wird pro Jahr auf 15 bis 30
Mio. Franken geschätzt. Das
Engagement der Wirtschaft
beläuft sich auf über 100
Mio. Franken. Die so ange-
stossenen Massnahmen sol-
len nach Ablauf der Initiati-
ve in die ordentliche Erst-
ausbildung der Lehrkräfte
integriert werden.
Die vierjährige Berufsleh-
re Informatiker/-in existiert
seit 1994. Im letzten Jahr
gab es über 2000 neue Lehr-
verhältnisse, ab dem Jahr
2003 sollen es rund 3000 bis
5000 sein. Der Bund gibt in
den nächsten drei bis vier
Jahren rund 1,2 Mio. Fran-
ken für eine Flexibilisierung
und Modularisierung der
Grundausbildung aus.
Für Abgänger/-innen von
Mittelschulen werden wäh-
rend dreier Jahre spezielle
Praxislehrgänge angeboten,
die sie auf Studien in Infor-
mations- und Kommunika-
tionstechnologien an den
Fachhochschulen vorberei-
ten. Mit den sechs bewillig-
ten Projekten soll der Man-

gel an Praktikumsplätzen
gelindert werden.
Die Möglichkeiten des In-
ternets werden vermehrt
auch für den multimedialen
Unterricht auf Hochschul-
stufe genutzt. Für den so
genannten «Campus Vir-
tuell» beträgt das Budget 
30 Mio. Franken. Die ETH
und die Fachhochschulen
beteiligen sich mit zusätz-
lichen Mitteln und sind mit
mehr als zehn Projekten 
beteiligt. Mit dem Weiter-
bildungs- und Aktionspro-
gramm Sofnet, das von der
Informatikschule Schweiz
getragen wird, soll die
Schweizer Software-Szene
wettbewerbsfähiger gemacht
werden durch die Stärkung
der Entwicklungskompe-
tenz und den Wissenstrans-
fer. Bis 2003 sollen so 500
Absolventen zu IT-Profes-
sionals weitergebildet wer-
den. 
Das vollständige Referat
kann unter nachfolgender
Kontaktadresse bestellt wer-
den.

Kontakt:
margrit.hoffert@hta-bi.bfh.ch

Link:
www.economiesuisse.ch

IMF zur Schweizer
Wirtschaftspolitik
Vor kurzem ist auf dem Internet
der vollständige Bericht des Inter-
national Monetary Fund (IMF)
zur Schweizer Wirtschaftspoli-
tik veröffentlicht worden. Die
Schweiz erhält insgesamt gute
Noten, Verbesserungen werden in
den Bereichen Schuldenabbau so-
wie Wettbewerbsorientierung an-
geregt.

Link:
www.imf.org
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Einführung von 
Euro-Bargeld
Am 1. Januar 2002 führen zwölf
europäische Länder das Euro-
Bargeld ein. Deren vertraute
Währungen (Deutsche Mark,
französische Francs usw.) sind
nur noch wenige Monate gültig.
Es lohnt sich schon heute, 
diese Bargeldumstellung im Au-
ge zu behalten. Die Schweize-
rische Bankiervereinigung hat
seit kurzem eine informative 
Homepage dazu aufgeschaltet. 

Internet-Betrug 
von ICC aufgedeckt

Das Commercial Crime Bureau
der Internationalen Handels-
kammer ICC hat im Internet 
einen Betrug mit gefälschten
Banksicherheiten im Wert von
rund acht Mrd. Franken aufge-
deckt. Da sich seit der Auf-
deckung bereits weitere Opfer
gemeldet haben, liegt der tat-
sächliche Schaden eventuell
noch höher. Bei dem Betrug
wurden insgesamt 29 Internet-
Websites benutzt, von denen 
einige inzwischen geschlossen
wurden. Allerdings befindet 
sich laut ICC Commercial Crime 
Bureau der «Drahtzieher» noch
auf freiem Fuss. 
Es wurden gefälschte Sicherhei-
ten ausgegeben, die auf der 
Homepage der Betrüger bestätigt
wurden. Die Websites 
waren so gestaltet worden, als 
ob sie von einer internationa-
len Clearingbank betrieben wür-
den. Die Betrüger operierten 
in den USA und im Fernen Osten,
die gefälschten Sicherheiten wur-
den allerdings auch Banken in
verschiedenen Ländern, z.B. in
Grossbritannien, vorgelegt. 

swissparks.ch 
gegründet

Vier der führenden Schweizer
Technologieparks – Technopark
Zürich, Technopark Bern, High
Tech Center Tägerwilen und 
TEBO St.Gallen – haben den
Club der Schweizer Techno-
logieparks und Gründerzentren
ins Leben gerufen. Er bezweckt
die Förderung der Technologie-
kompetenz und der Standort-
qualität für Jungunternehmen
und Wachstumsfirmen in der
ganzen Schweiz. 
Der Club ist offen zur Aufnahme
weiterer Mitglieder, soweit sie
den festgelegten Profil- und
Qualitätskriterien entsprechen. 

Swiss Technology Partner-
ship – STEPS, Verein zur
Förderung des Technolo-
giestandortes Schweiz –
stellt die erste einfach zu-
gängliche Datenbank der
Schweiz über ihre Home-
page www.swissteps.ch mit
rund 170 Schweizer Techno-
logie-Förderinitiativen seit
kurzem allen Internetbenut-
zern zur Verfügung. Abfra-
gen können nach Kriterien
wie Fördermittel, unterstütz-
te Technologien, geografi-
sche Region oder Name der
Förderstelle gemacht wer-
den. Mit dieser Übersicht
wird Transparenz geschaf-
fen und gleichzeitig die Ba-
sis für eine Vernetzung ge-
legt. Die Informationen wer-
den laufend aktualisiert, und
ein sukzessiver Ausbau die-
ser Dienstleistung ist vorge-
sehen. 
STEPS – Swiss Technology
Partnership wurde mit dem
Ziel ins Leben gerufen, sich

entschlossen für die nach-
haltige Stärkung des Tech-
nologiestandortes Schweiz
einzusetzen, so dass dessen
weltweit führende Stellung
langfristig gesichert bleibt.
Weiter bildet die Schweizer
Technologie einen Bereich,
der zur Sicherung und Ent-
wicklung der Arbeitsplätze

und der Wohlfahrt der
Schweiz in den kommenden
Jahrzehnten stark beitragen
wird. 
Folgende Organisationen
und Unternehmen sind im
Vorstand oder Aktivmitglie-
der von STEPS: 
APTE Association, ASUT –
Schweiz. Verband der Te-
lekommunikationsbenützer,
aventic partners AG, Camera
di commercio dell’ industria
e dell’ artigianato del Can-

tone Ticino, CSEM, Fab-
rimex AG, Generics AG, 
Infel Kommunikationsagen-
tur, INGCH – Engineers
Shape our Future, metas –
Bundesamt für Metrologie
und Akkreditierung, Micro-
soft AG, Pro Telecom,
Schweizer Automatik Pool
(SAP), Schweiz. Akademie
der Technischen Wissen-
schaften (SATW), Schweiz.
Elektrotechnischer Verein
(SEV), sima – swiss inter-
active multimedia associa-
tion, SMUV – Gewerkschaft
Industrie, Gewerbe, Dienst-
leistungen, Sun Microsys-
tems Schweiz AG, Swiss
Software Association –
SwissSOFT, Technische
Rundschau, Technologie-
standort Schweiz, Venture
Partners AG, Verband
Schweiz. Elektro-Installa-
tionsfirmen.

Technologieförderung 

Für eine erschwingliche
Grundversorgung 
economiesuisse befürwor-
tet die zügige und vollstän-
dige Liberalisierung des
schweizerischen Telekom-
munikationsmarktes ver-
bunden mit einer Privati-
sierung der Swisscom.
Ebenso deutlich bekennt
sie sich zur Sicherstellung
einer Grundversorgung
mit Fernmeldediensten.

Der Verband der Schweizer
Unternehmen steht hinter
dem Fernmeldegesetz, wel-
ches nicht nur die Schaf-
fung eines wirksamen Wett-
bewerbs beim Erbringen
von Fernmeldediensten,
sondern auch eine zuverläs-
sige und erschwingliche
Grundversorgung mit Fern-
meldediensten für alle Be-
völkerungskreise in allen
Landesteilen gewährleisten
soll. Bei der kürzlich erfolg-
ten Vernehmlassung zur Re-
vision der Verordnungsbe-
stimmungen bezüglich der
Grundversorgung mit Fern-
meldediensten hat deshalb
economiesuisse die grund-
sätzliche Übungsanlage,

insbesondere die erfolgte
konsequente Trennung zwi-
schen der Grundversorgung
und den Bestimmungen
über Interkonnektion be-
grüsst.
Die vorgesehene Ausschrei-
bung der Grundversorgungs-
konzession betrachtet eco-
nomiesuisse aber als Alibi-
übung, da aufgrund der heu-
tigen Rahmen- und Markt-
bedingungen (insbesondere
der fehlenden Entbündelung

des Teilnehmeranschlusses)
einzig die Swisscom in der
Lage ist, die Anforderun-
gen, welche an die Grund-
versorgungskonzessionärin
in Bezug auf die flächen-
deckende Erschliessung mit
Hausanschlüssen gestellt
werden, zu erfüllen. Es kann
deshalb zum heutigen Zeit-
punkt nur darum gehen, die
Swisscom unter angemesse-

nen Bedingungen zu ver-
pflichten, den Grundversor-
gungsauftrag weiterzufüh-
ren. Diese Übergangsrege-
lung sollte aber nur so-
lange aufrechterhalten blei-
ben, bis sich die Rahmen-
bedingungen so geändert 
haben, dass ein effektiver
Wettbewerb um die Erbrin-
gung der Grundversorgung
möglich ist.

Service- statt Technologie-
beschreibungen
Aus Kostenüberlegungen
setzte sich economiesuisse
in dieser Vernehmlassung
zudem für eine restriktive
Definition der Grundversor-
gung ein. Sie lehnte deshalb
insbesondere die Aufnahme
eines ISDN-Anschlusses in
die Grundversorgung ab.
Gegen die Aufnahme eines
ISDN-Anschlusses in die
Grundversorgung spricht
auch die Überzeugung, dass
die Grundversorgung nicht
mit Technologien, sondern
mit Servicebeschreibungen
bzw. Dienstleistungen defi-
niert werden sollte.

Link:
www.swissteps.ch

Politik  Schweiz

Link:
www.swissparks.ch

René 
Buholzer, 
Mitglied der
Geschäfts-
leitung

Kampf um .eu-Domain
Die geplante .eu-Internet-Domain
spaltet die Mitgliedstaaten: Un-
einigkeit herrscht bezüglich Zu-
gang und Kontrolle der neuen 
Domain. Vor Beginn 2002 ist 
mit Registrierungsmöglichkeiten
kaum mehr zu rechnen. Es zeigt
sich, dass unter den Mitglied-
staaten Uneinigkeit herrscht darü-
ber, wem die Domain .eu offen
stehen soll. Ebenfalls strittig sind
die Kompetenzen des Kontroll-
organs, das erst noch geschaffen
werden muss. Die heftigsten
Bremser bei den Mitgliedstaaten
sind Frankreich und Spanien, die
ihre (unattraktiven, weil über-
reglementierten) nationalen Län-
derkürzel protegieren wollen. Die
Länderkürzel wie .de oder .fr 
würden mit der Einführung einer
.eu zwar nicht abgeschafft, doch
die neue Domain wäre eine ernst
zu nehmende Konkurrenz. Die
Vereinigung der europäischen
Unternehmen und Arbeitgeber
(UNICE) unterstützt die Einfüh-
rung der Domain. Sie ist der An-
sicht, dass eine .eu-Domain die
europäischen Unternehmen im
Internet sichtbarer machen würde
und als Sprungbrett für junge
Unternehmen in Europa dienen
könnte. Die Schweiz hat Be-
schwerde dagegen eingereicht,
dass die .eu-Domain nur Unter-
nehmen, Organisationen und Per-
sonen der 15 EU-Mitgliedstaaten
offen stehen soll. 

Neue Präsidentin 
bei SwissICT
An der letzten Generalversamm-
lung hat der Schweizerische Ver-
band der Informations- und Kom-
munikationstechnologie Swiss-
ICT Nationalrätin Maja Lalive
d’Epinay zur Präsidentin gewählt.
SwissICT – Mitglied von econo-
miesuisse – erbringt für seine Mit-
glieder Aus- und Weiterbildungs-
möglichkeiten im Bereich der Ap-
plikationsentwicklung, des Busi-
ness Engineerings, der Human
Resources und der Informations-
technologie sowie Veranstaltun-
gen zur Pflege der persönlichen
Beziehungen unter Fachkollegin-
nen und -kollegen. Ausserdem
schafft SwissICT Transparenz im
Bereich der Berufe und Löhne der
Informatiker und Rechtssicher-
heit bezüglich Verträge im Be-
reich der Informatik. Weitere An-
gebote sind die kostenlose Abga-
be der Fachzeitschrift «Informa-
tik», die aktive Einflussnahme auf 
die Rahmenbedingungen (Wirt-
schaftsförderung, Berufsbildung,
Image und Goodwill) der Infor-
matik durch aktives Lobbying und
die Veröffentlichung von Publi-
kationen zu aktuellen Themen.

Politik  International

Link:
www.icc-switzerland.ch

for our future

SWISS TECHNOLOGY PARTNERSHIP

Link:
www.euro-cash.ch
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E-Mail

●● «Wirtschaftspolitik 
in der  Schweiz 2001»
Perspektiven und Schwer-
punkte der Schweizer Wirt-
schaftspolitik für Opinion-
Leader, Medien und Wirt-
schaftsvertreter. Gratis.

●● «Europa – Optionen und
Hausaufgaben»
Broschüre, 48 Seiten, gratis.

●● «Wirtschaftspolitisches
Jahrbuch SHIV» (Vorort)
Ausführungen zu wirt-
schaftspolitischen Themen,
Ausgabe 1999. Taschen-
buch, 204 Seiten, Fr. 35.–.

●● «Dossier Politik, 
Pressedienst»
Für Medienvertreter, 
Politiker und politisch 
Interessierte. Erscheint 
wöchentlich, gratis.

●● «Kapitalgewinnsteuer»
Argumentarium für Me-
dien, Politiker und politisch
Interessierte. Gratis.

●● «Facts der Wirtschaft»
Abstimmungs-Magazin für
Opinion-Leader, Medien,
Wirtschaftsvertreter und
Öffentlichkeit. Abonnement,
4–5 Mal jährlich, gratis.

●● «Newsletter»
Für Führungskräfte und Ka-
der aus Wirtschaft, Medien
und Politik. Erscheint mo-
natlich, Abonnement gratis.

●● «E-Mail-Service»
Aktuelle Meldungen von
economiesuisse.ch 
wöchentlich direkt auf 
Ihrem PC. Bitte 
E-Mail-Adresse angeben.

●● «Steuerkonzept»
Vorschläge der Wirtschaft 
zur Neugestaltung der
Finanzordnung. Broschüre,
32 Seiten, Fr. 10.–.

Bestellung Adressänderung

Talon bitte ausgefüllt faxen an: 01 / 421 34 34

Wirtschaft im Web

Martin Pfisterer nutzt das Inter-
net als Mitglied der Geschäfts-
leitung der BKW FMB Energie
AG in Bern vor allem beruflich.
Er interessiert sich mit Blick 
auf die Strommarktöffnung na-
türlich für die Energiepreis-
entwicklung sowie für die Mit-
bewerber im In- wie im Ausland
bezüglich ihrer Angebote, ihres
Marktauftritts und ihrer Kom-
munikation. 
Weil Martin Pfisterer selbst auch
die Verantwortung für vier Inter-
netauftritte und ein Intranet hat,
vergleicht er die Nutzung und das
Management solcher Auftritte.
«Die Technologie ist anspruchs-
voll: Die Informationen sind zwar
schnell aufs Netz gesetzt; viel

aufwändiger ist es jedoch, die
Seiten jederzeit aktuell zu hal-
ten.» Dem Vergleich dienen vor-
ab Seiten von Mitbewerbern wie
Atel oder Axpo im Inland und
EDF, RWE oder EON im Aus-
land. 
Aus beruflichen Gründen befasst
sich Martin Pfisterer auch mit der
Energiepolitik in der EU wie in
der Schweiz. Er ist an europa-

weiten internen Branchennetzen 
zum Informationsaustausch an-
geschlossen. Täglich durch-
forsten seine Mitarbeiter bis 9
Uhr morgens alle für das Unter-
nehmen wichtigen Sites europa-
weit für das interne Reporting.
Im privaten Bereich sei es ihm –
leider, wie er festhält – zur Ge-
wohnheit geworden, abends
nochmals alle Mails zu lesen 
und auch zu beantworten. «Mails
können nicht unbeantwortet ste-
hen gelassen werden.» Die an
sich hervorragende Internetkom-
munikation hat aber auch ihre
Schwächen. Pfisterer weiss von
Unternehmen, die einen regel-
mässigen «Tag ohne Mailver-
kehr» eingeführt haben, damit die
persönliche Kommunikation –
das Gespräch – nicht zu kurz
kommt. Für die BKW ein Grund
mehr, den Dialog mit den Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeitern
nach Möglichkeit persönlich zu
führen. Weitere häufig besuchte
Sites sind Serviceplattformen wie
wetter.ch oder jene von SBB oder
Fluggesellschaften.

Eine erfolgreiche Erweite-
rung der EU wird die 
europäische Wirtschaft
stärken. Dies stellte Rudolf
Ramsauer, Direktor von
economiesuisse, in einem
Referat anlässlich der 
Generalversammlung der
Handelskammer Schweiz-
Mitteleuropa fest.

Dies unter anderem darum, weil
die Wirtschaften der heutigen
EU- und EFTA-Länder bezüg-
lich der Produktion weitgehend
komplementär zu denjenigen der
Kandidatenländer sind. Der
Handel zwischen der EU und
den mittel- und osteuropäischen
Ländern hat seit 1993 jährlich
um rund 20 Prozent zugenom-
men. Die EU erwirtschaftet mit
diesen Ländern einen Handels-
überschuss von rund 25 Milliar-
den Euro; das Gleiche gilt für die
Schweiz, wenn auch auf einem
viel tieferen Niveau. Hinter den
Erwartungen zurückgeblieben

sind die Investitionsflüsse. Eine
Verbesserung des Investitions-
klimas wird erfolgen, wenn der
EU-Rechtsbestand übernommen
wird und die rechtlichen Durch-
setzungsmechanismen verbes-
sert werden. Schlüssel für den
Erfolg ist die Durchsetzung –
nicht nur die Übernahme – des
EU-acquis. Eine entscheidende
Rolle wird auch der europäische
Wirtschaftsdachverband UNICE
spielen, denn diesem gehören
die Wirtschaftsverbände der
Kandidatenländer bereits an. 

Eigene Geldpolitik
Von einer Erweiterung der EU
sind dynamische Struktureffekte
auf die Wirtschaft zu erwarten;
so etwa vermehrte Auslagerun-
gen oder – zumindest kurz-
fristige – Auswirkungen auf 
die Beschäftigung in einzelnen
Branchen. Der grösste Teil der
Direktinvestitionen geht aller-
dings in Industriestaaten und
nicht in Niedriglohnländer. Die

Handelsüberschüsse mit den
Oststaaten deuten ausserdem
darauf hin, dass die Osterweite-
rung zu sicheren und neuen Jobs
in den Investorenländern führen
wird. Der Aufholprozess in den
Reformländern wird indes nur
gelingen, wenn sie weiterhin
über eine eigene Geldpolitik und
flexible Wechselkurse verfügen
– nicht zuletzt mit Blick auf die
Belastungen für den Euro.

Weniger zentralistisch
Die Osterweiterung könnte es
der Schweiz dereinst erleichtern,
ihren Platz in einer veränderten
EU zu finden. Und zwar darum,
weil in einer Gemeinschaft mit
25 oder mehr Mitgliedstaaten
mehr Wert auf Subsidiarität, auf
Entscheidungen auf nationalem
und regionalem Niveau gelegt
werden muss. Je grösser die EU
ist, desto weniger zentralistisch
kann sie sein. 

Via Internet – aber auch
mündlich kommunizieren

19. Juni 2001

Armeereform XXI: Armeeleitbild und 
Revision der Militärgesetzgebung
Kontakt: peter.hutzli@economiesuisse.ch

19. Juni 2001

Revision des Bundesgesetzes über den zivilen
Ersatzdienst (Zivildienstgesetz, ZDG)
Kontakt: peter.hutzli@economiesuisse.ch

20. Juni 2001

Bevölkerungsschutz; Leitbild und Bundesgesetz
Kontakt: peter.hutzli@economiesuisse.ch

25. Juni 2001

Zollgesetz: Totalrevision
Kontakt: gregor.kuendig@economiesuisse.ch

30. Juni 2001

Revision des Nationalbankgesetzes
Kontakt: rudolf.walser@economiesuisse.ch

6. Juli 2001

Vernehmlassung:  
Entwurf «Vollzugshilfe für die Entsorgung  
von medizinischen Abfällen»
Kontakt: rene.buholzer@economiesuisse.ch

10. August 2001

Vernehmlassung zum Entwurf eines 
Bundesgesetzes über die Förderung von 
preisgünstigem Wohnraum 
(Wohnraumförderungsgesetz, BFW)
Kontakt: thomas.pletscher@
economiesuisse.ch

Politik International

Mitglieder, die sich an einer Vernehmlassung beteiligen möchten, können die Unterlagen bei economiesuisse 
anfordern.

www.bkw.ch
www.1to1-energy.ch
www.juvent.ch
www.youtility.ch

Dokumentation

Vernehmlassungen

Eine erfolgreiche EU-Erweiterung 
ist wirtschaftlich machbar

Link:
www.economiesuisse.ch
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